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IV. Wesentliche Ergebnisse (Zusammenfassung) 

In der Gesamtschau stellen sich die wesentlichen Ergebnisse der Untersu-
chung damit wie folgt dar: 

 

1. 
Art. 140 GG iVm. Art. 139 WRV enthält nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts eine unmittelbare Garantie der „Institution 
des Sonn- und Feiertags“, die hinsichtlich der Art und des Ausmaßes 
des Schutzes auf gesetzliche Ausgestaltung angelegt und angewiesen 
ist. Die Verfassungsnorm verknüpft die Garantie der Institution des 
Sonn- und Feiertages insoweit mit einem Gesetzgebungsauftrag an die 
Adresse des zuständigen (Landes-) Gesetzgebers. 

2. 
Zugleich entfaltet Art. 140 GG iVm. Art. 139 WRV eine inhaltliche Di-
rektiv- bzw. Steuerungswirkung des Gesetzgebungsauftrages dahinge-
hend, dass die typisch werktägliche Geschäftigkeit an Sonn- und Feier-
tagen grundsätzlich zu ruhen hat und Ausnahmen nur zur Wahrung 
höher- oder gleichwertiger Rechtsgüter möglich sind. Das vom Bun-
desverfassungsgericht propagierte „Regel-Ausnahme-Verhältnis“ be-
gründet im Ergebnis eine auf Optimierung angelegte Pflicht des Ge-
setzgebers zur Ausgestaltung. Abstriche von dem Verfassungsziel ei-
ner möglichst umfassenden Arbeitsruhe an Sonn- und Feiertagen wer-
den vom Bundesverfassungsgericht dementsprechend im Sinne einer 
rechtfertigungsbedürftigen „Beschränkung“ der Verfassungsgarantie 
interpretiert. 

3. 
Das Erfordernis einer Rechtfertigung durch hinreichende Sachgründe 
gilt nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts insbe-
sondere für die gesetzliche Freigabe von Ladenöffnungszeiten an 
Sonn- und Feiertagen. Denn aufgrund ihrer öffentlichen Wirkung 
präge die Ladenöffnung den Charakter eines Tages in besonderer 
Weise. Eine nicht durch hinreichende Sachgründe gerechtfertigte („an-
lasslose“) Ladenöffnung an Sonn- und Feiertagen ist damit verfas-
sungsrechtlich von vornherein nicht zulässig. 

4. 
Dem Grundkonzept des „Regel-Ausnahme-Verhältnis“ entspricht es 
umgekehrt, dass dem Prinzip der sonn- und feiertäglichen Arbeitsruhe 
kein genereller Vorrang vor gegenläufigen Schutzgütern zukommt. 
Vielmehr kann und ggf. muss der Gesetzgeber bei der Ausgestaltung 
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des Sonn- und Feiertagsschutzes gegenläufigen höher- oder gleich-
wertigen Schutzgütern Rechnung tragen. 

5. 
Das Bundesverfassungsgericht entwickelt hierbei ein Stufenmodell, 
demzufolge die Rechtfertigungsanforderungen für Ladenöffnungen an 
Sonn- und Feiertagen umso höher anzusetzen sind, je weitreichender 
und intensiver die durch die Ladenöffnung bewirkten Beeinträchti-
gungen der sonn- und feiertäglichen Arbeitsruhe ausfallen. Im Einzel-
nen bedarf es hiernach  

→ für den „Normalfall“ einzelner Ausnahmeregelungen einer 
Rechtfertigung durch „hinreichend gewichtige Gegengründe“, 

→ für räumlich und gegenständlich nicht näher begrenzten Frei-
gaben „in Folge“ und  über jeweils viele Stunden einer Rechtfer-
tigung durch „besonders gewichtigen Gründe“ sowie 

→ für flächendeckende, allgemeine 24-Stunden-Öffnung an Sonn- 
und Feiertagen einer Rechtfertigung durch „herausragend ge-
wichtige Gemeinwohlgründe“. 

6. 
Eine letzte, unüberwindbare Grenze im Sinne eines Kernbereichs-
schutzes zieht das Gericht erst dort, wo Ladenöffnungsregelungen 
(bzw. der Verzicht auf diese) zu einer weitgehenden Gleichstellung 
der sonn- und feiertäglichen Verhältnisse mit den Werktagen führen 
und Ausnahmen nicht mehr als solche erkennbar sind. 

7. 
Potentiell gegenläufige Schutzgüter können sich vor allem aus der Ver-
fassung selbst ergeben, so etwa aus den Grundrechten Dritter, insbe-
sondere den Grundrechten der beruflichen und unternehmerischen 
Entfaltung stationärer Verkaufsstelleninhaber (Art. 12 und 14 GG), 
aber auch aus anderweitigen verfassungsrechtlichen Schutz- und Da-
seinsvorsorgepflichten des Staates, etwa im Bereich der Notfallvor-
sorge als Ausfluss der grundrechtlichen Schutz- und Vorsorgepflichten 
des Staates für Leib und Leben der Bürger (Art. 2 Abs. 2 GG). 

8. 
Die potentiell gegenläufigen Schutzgüter bleiben dabei aber nicht auf 
Güter von Verfassungsrang beschränkt. Vielmehr steht dem Gesetzge-
ber jenseits des Bereiches verfassungsunmittelbar garantierter 
Schutzgüter ein originäres Mandat zur Konkretisierung des Gemein-
wohls und damit zur autonomen Definition von Gemeinwohlzielen zu, 
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die damit ihrerseits Rechtfertigungsgrundlage für legislative Ein-
schränkungen der sonn- und feiertäglichen Arbeitsruhe sein können.  

9. 
Das Mandat des Gesetzgebers zur Konkretisierung von Zielen des Ge-
meinwohls schließt dabei auch die Befugnis zur (politischen) Gewich-
tung der verfolgten Gemeinwohlziele ein. Insbesondere kommt dem 
Gesetzgeber das Recht zu, von ihm formulierte Gemeinwohlziele in 
den Rang wichtiger oder auch besonders wichtiger Gemeinschaftsinte-
ressen zu erheben. Die hierin zum Ausdruck kommende Einschät-
zungsprärogative des Gesetzgebers ist verfassungsgerichtlich nur ein-
geschränkt kontrollierbar. Soweit es daher um die Frage geht, ob 
sonntägliche Ladenöffnungen durch hinreichend gewichtige Gemein-
wohlgründe gedeckt werden, können die Gerichte die vom Gesetzge-
ber vorgenommene Gewichtung gegenläufiger Gemeinwohlziele nicht 
durch eine eigene Gewichtung ersetzen. 

10. 
Einen Vorbehalt im Hinblick auf die Konkretisierung gegenläufiger Ge-
meinwohlgründe formuliert das Bundesverfassungsgericht immerhin 
insoweit, als den „alltäglichen“ Erwerbsinteressen der Bürger sowie 
den „bloßen“ Umsatzinteressen der Verkaufsstelleninhaber trotz de-
ren grundrechtlicher Fundierung „grundsätzlich“ keine rechtferti-
gende Wirkung für Einschränkungen der sonn- und feiertäglichen Ar-
beitsruhe zukommen kann. Die dahingehenden Beeinträchtigungen 
sieht das Gericht gleichsam als typische Nebenfolgen der Arbeitsruhe 
in den grundgesetzlichen Schutz der Sonn-und Feiertage eingepreist. 

11. 
Das solchermaßen konturierte Mandat des Gesetzgebers eröffnet auch 
in Ansehung des verfassungsrechtlichen „Regel-Ausnahme-Prinzips“ 
nicht unerhebliche Spielräume bei der Ausgestaltung der sonn- und 
feiertäglichen Arbeitsruhe. So ergibt sich zunächst eine äußerst breite 
Palette potentiell berücksichtigungsfähiger gegenläufigen Schutzgüter 
und Gemeinwohlinteressen. 

12. 
Diese können sich zunächst  – jenseits der klassischen „alltäglichen“ 
Erwerbsinteressen – aus „besonderen“ Einkaufsinteressen der Bürger 
ergeben, wobei etwa an die vom Bundesverfassungsgericht erwähnten 
„Besonderheiten der Vorweihnachtszeit“, aber auch an Einkäufe aus An-
lass von besonderen Veranstaltungen oder sonstigen besonderen Um-
ständen (z. B. Urlaubs- oder Kuraufenthalte) angeknüpft werden 
könnte. Soweit die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung in Bezug 
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auf Ladenöffnungen aus Anlass von Messen und Märkten derzeit eine 
äußerst restriktive Auslegung vertritt, handelt es sich in weiten Teilen 
um einen Streit über die Auslegung einfachen Gesetzesrechts. Insofern 
bestünde durchaus die Möglichkeit einer klarstellenden Nachjustie-
rung durch den Gesetzgeber. 

13. 
Ob und inwieweit zusätzliche Spielräume aus dem geänderten Kon-
sumverhalten der Bürger (Einkauf als „Freizeitvergnügen“) abgeleitet 
werden können, ist bislang nicht abschließend geklärt. Zwar hat das 
Bundesverfassungsgericht in einer Entscheidung aus dem Jahre 2004 
festgestellt, dass der Gesetzgeber einem geänderten und zunehmend 
„freizeitorientierten“ Einkaufsverhalten im Rahmen sonn- und feier-
täglicher Ladenschlussregelungen nicht zwingend Raum gewähren 
müsse. Die in dem hier vorliegenden Kontext maßgebliche Frage, ob 
der Gesetzgeber Veränderungen im Einkaufsverhalten der Menschen 
zum Anlass nehmen „darf“, um weitergehende Ladenöffnungsregelun-
gen an Sonn- und Feiertagen zu rechtfertigen, wird durch die Ausfüh-
rungen in der genannten Entscheidung indes keineswegs abschlägig 
beschieden. Der Umstand, dass das Gericht in seinem Urteil vom 
1.12.2009 darauf hinweist, dass der Gesetzgeber „auf Änderungen im 
Freizeitverhalten … Rücksicht … nehmen“ darf, könnte insofern durch-
aus Fingerzeig für die gerichtliche Anerkennung weitergehender legis-
lativer Gestaltungsspielräume sein. 

14. 
Tragfähige Gegengründe für eine sonntägliche Ladenöffnung können 
sich nach den bewusst zurückhaltenden Formulierungen des Bundes-
verfassungsgerichts aber auch aus Umsatzinteressen ergeben, sofern 
diese einen speziellen Hintergrund aufweisen und sich hierdurch von 
den generellen („bloßen“) Umsatzinteressen der Verkaufsstelleninha-
ber abheben. Zu denken wäre hierbei an eine Lockerung der Laden-
schlusszeiten zur Wahrung der Wettbewerbsfähigkeit stationärer Ver-
kaufsstellen gegenüber dem Online-Handel. Diese Zielsetzung er-
schiene umso gewichtiger, als der Online-Handel gerade auch wäh-
rend der traditionellen Ladenschlusszeiten sowie insbesondere an 
Sonn- und Feiertagen erhebliche Umsätze tätigt. 

15. 
Als potentielle Rechtfertigung für Beschränkungen des Verfassungs-
prinzips der sonn- und feiertäglichen Arbeitsruhe kämen auch zahlrei-
che weitere Aspekte in Betracht, so etwa 
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→ städtebauliche Ziele der Sicherung oder Wiederherstellung ge-
ordneter und attraktiver Wohn- und Lebensverhältnisse in den 
Innenstädten, insbesondere die Vermeidung von Leerständen 
oder von „trading-down“-Effekten, 

→ die Wahrung der Funktionsfähigkeit „zentraler Versorgungsbe-
reiche“ iS. des § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB, 

→ die Steigerung der überörtlichen Sichtbarkeit sowie die Eigen-
präsentation der Kommunen als attraktiver und lebenswerter 
Standort, dies zum einen unter touristischen Aspekten (Stich-
wort „Wochenend-Tourismus“), zum anderen aber auch unter 
dem unter demographischen Aspekten zunehmend wichtigen 
Interesse an der Ansiedlung neuer Einwohner bzw. der Anwer-
bung von Fachkräften sowie  

→ beschäftigungspolitische Ziele der Erhaltung wettbewerbsfähi-
ger stationärer Verkaufsstellen. 

16. 
In welchem Umfange diese potentiellen Gemeinwohlaspekte die ver-
fassungsrechtliche „Regel“ der sonn- und feiertäglichen Arbeitsruhe 
zurückzudrängen in der Lage sind, bemisst sich dabei zum einen nach 
Art und Ausmaß der konkret vorgesehenen Ladenöffnung sowie zum 
anderen nach Maßgabe der konkret verfolgten Gemeinwohlinteressen, 
deren Bestimmung und Gewichtung im Grundsatz der politischen Ent-
scheidung des Gesetzgebers (Einschätzungsprärogative) überantwor-
tet bleibt. Dabei ist auch eine kumulative Verfolgung mehrerer Ge-
meinwohlgründe durch den Gesetzgeber denkbar, die dann zu einer 
Steigerung des (Gesamt-) Gewichts der Gegengründe und damit zu ei-
ner Erweiterung der Ausgestaltungsspielräume des Gesetzgebers 
führte. 

17. 
Eine abstrakte „Höchstzahl“ zulässiger verkaufsoffener Sonn- und Fei-
ertage wird man der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
nicht entnehmen können. Vielmehr entspricht es der Rechtsprechung 
des Gerichts, dass die verfassungsrechtlichen Obergrenze für von La-
denöffnungen betroffenen Sonn- und Feiertage nicht abstrakt nume-
risch, sondern konkret unter Berücksichtigung des Gewichts der vom 
Gesetzgeber zur Rechtfertigung der jeweiligen Beschränkungen her-
angezogenen Gemeinwohlgründe bzw. „gegenläufigen Rechtsgüter“ zu 
bestimmen ist. 

18. 
Auf der Linie der vorgenannten Erwägungen liegt es, wenn das Bun-
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desverfassungsgericht in seinem Urteil vom 1.12.2009 eine flächende-
ckende Freigabe der Ladenöffnung an insgesamt acht Sonn- und Feier-
tage im Kalenderjahr nicht beanstandet hat, wobei die dortigen Frei-
gaben nach eigener Einschätzung des Gerichts an nur „geringe Voraus-
setzungen“ geknüpft waren. Insbesondere soweit es um die Verwirkli-
chung gewichtiger Gemeinwohlgründe oder um räumlich, zeitlich oder 
gegenständlich enger umgrenzte Ladenöffnungen an Sonn- und Feier-
tagen geht, dürfte diese Rechtsprechung dem Gesetzgeber daher deut-
lich weitergehende Handlungsspielräume belassen. Auch soweit der 
Gesetzgeber anstelle flächendeckender Freigaben auf stadtteilbezo-
gene („Einzel“-) Freigaben setzte, erschiene eine proportionale Erhö-
hung der Anzahl der betroffenen Sonn- und Feiertage nur folgerichtig 
und verfassungsrechtlich legitim. 

19. 
Speziell in Bezug auf das Weihnachtsgeschäft lässt sich die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts schließlich dahin deuten, dass 
die „Besonderheiten der Vorweihnachtszeit“ eine flächendeckende Frei-
gabe der Ladenöffnungszeiten für zwei nicht aufeinander folgende Ad-
ventssonntage rechtfertigen können. Dass mit dieser Vorgabe die ge-
setzgeberischen Spielräume – etwa für territorial oder nach Verkaufs-
stellen differenzierende Öffnungsregelungen oder für Ladenöffnungen 
im Vorfeld des Adventes – vollumfänglich ausgeschöpft wären, er-
scheint eher fraglich, ist aber bislang nicht geklärt. 
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